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der Medizinischen Wissenschaften 
(SAMW) im Juli 2025 eine Stellung-
nahme herausgegeben, in der sie den 
assistierten Suizid in Kombination mit 
der Organspende diskutiert. Massive 
Gewissenskonflikte sind program-
miert. Die Stellungnahme der ZEK 
enthält so viel Sprengstoff, dass es 
klüger wäre, dieses Papier umgehend 
im Schredder zu entsorgen, weil es 
nichts zur Lösung der damit verbun-
denen ethischen Probleme beiträgt. 
Der Zeitpunkt der Veröffentlichung 
war bestimmt kein Zufall, lief doch 
bis am 19. September 2025 eine 
Vernehmlassung der SAMW zu den 
revidierten ethischen Richtlinien 
«Feststellung des Todes im Hinblick 
auf Organtransplantationen und 
Vorbereitung der Organentnahme». 

Geschätzte Leserinnen und Leser

In dieser Ausgabe des HLI-Reports 
nimmt Vizepräsident Niklaus Her-
zog die Gratis-Abtreibung unter 
die Lupe, welche die Bundesrätin 
Elisabeth-Baume Schneider dem 
Parlament unter dem Etikett «Kos-
tendämpfungspaket 2» untergejubelt 
hat. Dabei entstehen Mehrkosten 
von rund 20 Millionen Franken. 
Damit droht die Gebärmutter als Ort 
der Entstehung des menschlichen 
Lebens noch gefährlicher zu werden.

Lebensgefährlicher wird es 
zunehmend auch gegen Ende des 
Lebens. Unter dem Vorwand, mit Or-
ganen Leben retten zu können, hat 
die Zentrale Ethikkommission (ZEK) 
der Schweizerischen Akademie 

HLI-Schweiz hat dazu ablehnend 
Stellung genommen. Lesen Sie die 
Begründung in diesem HLI-Report.

HLI-Schweiz ist wohl die einzige 
Lebensschutzorganisation in der 
Schweiz, die seit Jahren regelmässig 
über die ethischen Probleme am Be-
ginn und am Lebensende informiert 
und sich entsprechend engagiert. 
Erfreulich: Die Teilnehmerzahl am 
«Marsch fürs Läbe» war noch nie so 
hoch wie dieses Jahr − nicht nur, aber 
gewiss auch das Verdienst von HLI.

Ich danke im Namen des Vor-
standes allen Spenderinnen und 
Spendern für ihre finanzielle Unter-
stützung, damit HLI-Schweiz ihre 
wichtigen Aufgaben fortführen kann.

� Pfr. Dr. Roland Graf, Präsident a.i.

Findet das Parlament  
den Mut, die  

Gratis-Abtreibung  
rückgängig zu 

machen?

Ultraschallbild eines Babys in  
der 12. Schwangerschaftswoche
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Gratis-Abtreibung  
durch die Hintertür
Unter dem Deckmantel «Kostendämpfungsungspaket 2» 
will der Bund die Gratis-Abtreibung zum Gesetz machen. 
Ein dreister Etikettenschwindel −  und ein Politikversagen.

Lic iur. et theol. Niklaus Herzog

«Gute Nachricht für Schwangere»: So beginnt der ers-
te Satz eines Artikels im Tages-Anzeiger vom 30. August 
2025. Unsereiner denkt dabei an eine Verlängerung des 
Mutterschaftsurlaubs, an die Erhöhung der Kinderzulagen. 
Weit gefehlt! Es geht – man muss es zweimal lesen – um 
Gratis-Abtreibung. Will heissen: Die Kosten für die Abtrei-
bung müssen nicht nur wie bisher von der obligatorischen 
Grundversicherung übernommen werden, sondern auch 
Selbstbehalt und Franchise fallen weg. Ein Unding erster 
Ordnung, ist es doch schon abwegig, die Kosten für Abtrei-
bungen auf die für alle obligatorische Grundversicherung 
zu überwälzen, denn Schwangerschaft ist keine Krankheit.

Anja Burri, Autorin des Tages-Anzeiger-Artikels («Par-
lamentsentscheid: Abtreibungen sind in der Schweiz bald 
gratis – gegen den weltweiten Trend»), sind ihrerseits mora-
lische Skrupel nicht nur völlig fremd, sie beschwört vielmehr 
geradezu euphorisch diese Kultur des Todes. Ausgiebig 
lässt sie die SP-Frontfrau Mattea Meyer zu Wort kommen, 
der zufolge es sich hier um einen «feministischen Meilen-
stein» handle. Sie selbst jubelt den Entscheid der eidgenös-
sischen Räte zu einer «spektakulären Nachricht» in einer 
Welt hoch, in der das Recht auf Abtreibung massiv unter 

Druck geraten sei und nennt als Beispiel die USA, Polen, 
Ungarn und Argentinien: Ein Mega-Fake, der dem Spitzna-
men des Tages-Anzeigers, sprich «Tages-Anlüger», zur Ehre 
gereicht. Denn von einem massiven Druck kann keine Rede 
sein, die Gegenbewegung hat längst eingesetzt.

Der Autorin Anja Burri scheint entgangen zu sein, 
dass gerade erst im Juni 2025 das britische Parlament neu 
Abtreibungen grundsätzlich unabhängig von der Schwan-
gerschaftsdauer legalisiert hat.

Der Autorin Anja Burri scheint ebenfalls entgangen zu 
sein, dass Frankreich am 4. März 2024 notabene als erstes 
Land der Welt das «Recht auf Abtreibung» in seiner Verfas-
sung als sog. «Menschenrecht» festgeschrieben hat. Das 
Ansinnen des Staatspräsidenten Macron geht gar dahin, 
dieses angebliche Menschenrecht in die Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union zu verankern.

Übles Vertuschungsmanöver 

Das Ärgernis, vielmehr ein eigentlicher Skandal, besteht 
allerdings in erster Linie darin, dass der Bundesrat unter der 
Federführung der für das Dossier zuständigen SP-Bundes-
rätin Elisabeth Baume-Schneider die Gratis-Abtreibung mit 
dem Verzicht auf Franchise und Selbstbehalt im sog. «Kos-
tendämpfungspaket 2» versteckt und den eidgenössischen 
Räten unterbreitet hat: Ein selten dreister Etikettenschwin-
del! Es betrifft dies das parlamentarische Geschäft 22.062.

Zur Vorgeschichte: Im Jahre 2019 hatte die grüne Irene 
Kälin in der Motion 19.3070 implizit die vollständige Kos-
tenbefreiung für Abtreibungen in den ersten 12 Wochen 
verlangt. Hinzu kam noch die Standesinitiative des Kantons 
Genf (19.308), die explizit den Verzicht auf Selbstbehalt 
und Franchise in den ersten 12 Wochen forderte. Diese 
Standesinitiative wurde inzwischen abgeschrieben, weil sie 
inhaltlich im sog. «Kostendämpfungspaket 2» vollständig 
übernommen wurde.

In der Schweiz nimmt die Zahl der Schwangerschafts-
abbrüche seit 2017 kontinuierlich zu. Im Jahr 2024 erreicht 
sie den Rekordstand von über 12‘000 Abtreibungen. Die 
Kosten betragen je nach Fall und Kanton gemäss der Orga-
nisation «Sexuelle Gesundheit Schweiz» zwischen 500 und 
3000 Franken. Geht man von einer Durchschnittszahl von 
1‘700 Franken aus, ergibt sich ein Total von 20,4 Millionen 
Franken.

Unter «Übernahme 
der Kosten der Leis-
tungen bei Mutter-
schaft» waren auch 
Abtreibungen mitge-
meint.
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Die FDP,  die sonst aus Prinzip jede neue Ausgabe im 
Gesundheitswesen bekämpft, ist jetzt kostenbewusste 
Politik plötzlich egal. Deren Vertreterin, FDP-Frauenprä-
sidentin und Nationalrätin Bettina Balmer, von Beruf Kin-
derchirurgin, versteigt sich zur Aussage: «Ein Abbruch, bei 
dem wenige Zellen zerstört werden, ist der vernünftigere 
Weg, als ein Kind zu kriegen, das in permanenter Überfor-
derung und Krise endet.» Einmal abgesehen vom Trick mit 
der falschen Alternative (das Ja auch zu einem ursprünglich 
ungewollten Kind muss keineswegs zwangsläufig zur per-
manenten Überforderung und Krise führen): Nationalrätin 
Balmer müsste sich gemäss ihrer eigenen Logik zufolge kon-
sequenterweise als «ausgewachsenen Zellhaufen» bezeich-
nen. Ist sie sich dieser menschenverachtenden Sprachrege-
lung bewusst?

Im Zeichen der permanent steigenden Prämien für die 
obligatorische Krankenversicherung eine weitere kosten-

treibende Massnahme zu beschliessen, ist mehr als sto-
ssend. Dass sie zudem vom Bundesrat unter dem grob irre-
führenden Titel «Kostendämpfungspaket 2» verkauft wird, 
zeugt nicht nur von einer erschreckenden Verluderung der 
politischen Kultur, es ist schlicht eine Lüge. Last but not 
least: dass kein Politiker, keine Politikerin, in der parlamen-
tarischen Beratung diesen dreisten Etikettenschwindel der 
zuständigen parlamentarischen Kommission bemerkt hat 
bzw. bemerkt haben will, stellt unseren Volksvertretern ein 
miserables Zeugnis aus.

Ein Hoffnungsschimmer besteht. Nationalrat Vontobel 
Erich von der Eidgenössisch-Demokratischen Union (EDU) 
hat am 24. Sept. 2025 zusammen mit 27 Parlamentariern 
aus der EDU, der EVP, der FDP, der Mitte und der SVP 
die Motion 25.4135 eingereicht. Vontobel will die hinter-
rücks beschlossene Gratis-Abtreibung wieder rückgängig 
machen.

WHO-Internationale  
Gesundheitsvorschriften (IGV):  
Doppelzüngiger Bundesrat
Eine Petition mit rund 50’000 Unterschriften wurde gegen die Internationalen 
Gesundheitsvorschriften (IGV) eingereicht. Es gab zahlreiche parlamentari-
sche Vorstösse und ein parlamentarisches Aufsichtsverfahren wegen Nicht-
Umsetzung einer überwiesenen Motion. Die Motion Glarner 22.3546 vom 7. 
Juni 2022 verlangte, alle Abkommen mit der WHO zwingend dem Parlament 
vorzulegen. Und selbst ein Gutachten einer renommierten Verfassungsrecht-
lerin hielt den Bundesrat nicht davon ab, am 20. Juni 2025 die Internationalen 
Gesundheitsvorschriften der WHO (IGV) durchzuwinken.

Christoph Keel-Altenhofer

Widersprüchliche Kommunikation des BAG  
und des Bundesrats

Unter dem Titel «Keine Gesetzesänderungen notwendig, 
Schweiz entscheidet weiterhin souverän» schreibt der Bun-
desrat zu seinem Entscheid: «Durch die Anpassungen der 
IGV gibt es keine Kompetenzausweitung der WHO, die die 
Souveränität der Vertragsstaaten einschränken würde. Die-
se ist in den IGV seit 2005 explizit garantiert. Die Schweiz 
wird somit auch in Zukunft jederzeit souverän über ihre 
eigene Gesundheitspolitik entscheiden.» Mit dieser Aussa-
ge wird unterschlagen, dass die WHO mit den neuen IGV 
zusätzliche Befugnisse erhält. Hier nur einige Stichworte 
dazu: Der WHO-Direktor kann in alleiniger Kompetenz 
eine gesundheitliche Notlage ausrufen (Art. 12 IGV / Art. 

49 IGV). Die Unterzeichnerstaaten sind danach verpflich-
tet, alle in den IGV und deren Anhängen dafür vorgesehe-
nen Massnahmen zu übernehmen. Die Staaten sind ver-
pflichtet, sogenannte «Kernkapazitäten» aufzubauen.

Im HLI-Report 121 und 122 haben wir bereits über die 
IGV berichtet. Wichtige Verpflichtungen sind in Artikel 13 
festgehalten, wobei zwei wichtige Punkte inzwischen in 
den Anhang verschoben wurden. Dabei diktiert die WHO 
den Vertragsstaaten die Risikokommunikation «unter Ver-
wendung des effizientesten verfügbaren Kommunikations-
mittels, damit Informationen und Empfehlungen der WHO 
zu Ereignissen im eigenen Hoheitsgebiet sowie im Hoheits-
gebiet anderer Vertragsstaaten verbreitet werden können», 
einschliesslich des Umgangs mit Fehl- und Desinformation, 
welche die WHO den Vertragsstaaten diktiert.
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«Wie erwähnt, sind die Verhandlungen über die Anpas-
sungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften nun 
abgeschlossen. Sie bilden ein bestehendes, rechtlich bin-
dendes Instrument, das in der Schweiz seit über siebzig Jah-
ren angewendet wird. Aktuell erhält die Schweiz über diese 
Plattform zum Beispiel relevante Informationen zu Mpox. 
Die verabschiedeten Anpassungen sind gemäss unserer 
ersten Analyse technischer Natur und von beschränkter 
Tragweite.

Derzeit stellt das BAG zusammen mit den Partnern 
der Gesundheitsaussenpolitik eine Analyse der Anpas-
sungen der IGV und einen entsprechenden erläuternden 
Bericht. Gemäss dieser Analyse sollten für die Übernahme 
der Anpassungen der IGV keine Änderungen auf Geset-
zesebene notwendig sein; das ist sehr wichtig. Wir gehen 
daher davon aus, dass die Kompetenz zur Übernahme die-
ser Änderungen gemäss Bundesverfassung und geltenden 
Bundesgesetzen beim Bundesrat liegt.»

Sie widerspricht sich offentsichtlich selbst. Völkerrecht-
liche Verträge, welche wichtige rechtsetzende Bestimmun-
gen enthalten oder deren Umsetzung den Erlass von Bun-
desgesetzen erfordert, unterstehen gemäss BV Art. 141 
dem fakultativen Referendum. Demnach hätten die IGV 
dem Parlament vorgelegt werden müssen. Damit hätte die 
Chance eines fakultativen Referendums bestanden.

Andere Länder haben die Notbremse gezogen

Israel, Italien und die USA haben die Einschränkungen der 
nationalen Souveränität ganz klar erkannt und machen 
daher nicht mit. Am 18. Juli 2025 gaben der US-Gesund-
heitsminister Robert F. Kennedy Jr. und Aussenminister 
Marco Rubio in einer gemeinsamen Erklärung die offizi-
elle US-Ablehnung bekannt. Kennedy warnte, dass die 
Änderungen «die Tür zu Narrativkontrolle, Propaganda 
und Zensur öffnen, wie wir sie während der COVID-
19-Pandemie erlebt haben». Er betonte, die USA könn-

BAG betonte früher die rechtliche  
Verbindlichkeit der IGV

Zu einem früheren Zeitpunkt, als die Opposition gegen die 
IGV noch nicht so weitverbreitet war, tönte es im Jahr 2024 
auf der Homepage des BAG noch ganz anders als heute:

«Für die Schweiz ist eine verbindliche internationale 
Kooperation eine zentrale Voraussetzung, um die Welt auf 
künftige gesundheitliche Notfälle vorzubereiten.» (...)

«Die Schweiz hat das Vorhaben für ein rechtlich ver-
bindliches Instrument frühzeitig befürwortet. Die aktuel-
le Krise hat gezeigt wie wichtig international verbindliche 
Instrumente für die Schweiz sind. Die Schweiz unterstützt 
deshalb diesen Verhandlungsprozess und bringt ihre Inte-
ressen aktiv ein.» 

In seiner Botschaft zur Vernehmlassung des revidierten 
Epidemiengesetzes (EpG) hält der Bundesrat auf Seite 123 
unmissverständlich fest: «Für Infektionskrankheiten sind 
die IGV das zentrale Instrument des Völkerrechts.» Auf Sei-
te 124 wird dann der direkte Einfluss auf die Gesetzgebung 
zugestanden: «Die vorliegende Revision des EpG ermög-
licht es jedoch, zusätzliche Verbesserungen zur Abstim-
mung mit den IGV vorzunehmen, insbesondere auch im 
Zusammenhang mit den Erkenntnissen aus der Covid-
19-Epidemie. Die Revision wird auch soweit möglich die 
Entwicklungen des laufenden internationalen Änderungs-
verfahrens zur IGV (2005) berücksichtigen.»

Unvergesslich bleibt auch, wie oft sich der Bundesrat und 
die Bundesorgane in der Covid-Krise auf die WHO zur Recht-
fertigung ihrer jeweiligen Massnahmen berufen haben. 

Aktuell geht es «nur noch um Anpassungen 
technischer Natur mit beschränkter Tragweite»

In teilweise eklatantem Widerspruch meinte Bundesrä-
tin Baume-Schneider dazu In der Parlamentsdebatte vom 
26.09.2024:

Der WHO-Generaldirektor bei einer Eröffnungsansprache eines wissenschaftlichen Kongresses am 21. Sept. 2021� © Wikimedia Commons
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ten sehr wohl mit anderen Nationen zusammenarbeiten, 
ohne dabei ihre Bürgerrechte zu gefährden bzw. die Ver-
fassung zu untergraben.

Österreich hat ein Opting-out erklärt mit der Begrün-
dung, zuerst müsse das Nationale Parlament darüber ent-
scheiden.

Der Schweizerische Bundesrat hätte problemlos ein 
Opting-out erklären können. Danach hätte er in aller 
Ruhe die demokratische Debatte führen und nach einer 
Zustimmung des Parlamentes immer noch den IGV bei-
treten können. Das hat er aber nicht getan und damit 
seine Glaubwürdigkeit einmal mehr verspielt. Der Bun-
desrat hat lediglich einen Vorbehalt angebracht. Dem-
nach wird die Schweiz «eine objektive, wissenschaftliche 
Risikokommunikation weiterhin gewährleisten und die 
in der Bundesverfassung garantierten Grundrechte wie 
die Meinungsäusserungs-, die Medien- und die Wissen-
schaftsfreiheit wahren».

Es gilt festzuhalten: Der Bundesrat kommunizier-
te komplett gegensätzlich und widersprüchlich. Der 
Schreibende wagt sogar zu sagen: Der Bundesrat hat der 
Öffentlichkeit bewusst Sand in die Augen gestreut, um 
selbstherrlich im Alleingang über die IGV entscheiden 
zu können, die u.a. vom BAG stark gepusht wurden. Die 
Tendenz, das einheimische Recht mittels internationaler 
Abkommen zu unterlaufen und umzuinterpretieren, greift 
leider immer mehr um sich (siehe auch EU-Vertrag oder 
UNO-Migrationspakt etc.). Das muss als Ausverkauf der 

Heimat bezeichnet werden und grenzt an Landesverrat. 
Leider gibt es keine Verfassungsgerichtsbarkeit, welche 
die Entscheide des Bundesrates korrigieren könnte. So 
nicht! lässt sich nur noch sagen. Die absehbare Referen-
dumskampagne gegen das Epidemiengesetz lässt bereits 
jetzt grüssen...

BR-Baume-Schneider:  
Unlautere Ankündigungspolitik

Ein zusätzliches Vorkommnis muss ebenfalls noch erwähnt 
werden: Die Anbiederung an die WHO ging so weit, dass 
Bundesrätin Baume-Schneider an Ihrer Eröffnungsrede 
der Weltgesundheitsversammlung am 19.05.2025 in Genf 
bekannt gab, «dass die Schweiz plant, sich mit freiwilligen 
Beiträgen in Höhe von 80 Millionen US-Dollar am Investi-
tionszyklus 2025–2028 zu beteiligen». Das entspricht 66 
Millionen Franken. In ihrer Rede erklärte sie zudem, dass 
wir «eine starke, agile und effiziente WHO» brauchen. Die-
se Worte wählte sie just in dem Moment, als klar war, dass 
die USA aus der WHO austreten und sie auch nicht mehr 
mitfinanzieren wird. Das war billige PR: Unsere Recherchen 
beim Mediensprecher des EID haben klar ergeben, dass 
diese Gelder schon längst festgelegt sind und nicht zusätz-
lich ausgegeben werden. Vorbehältlich bleiben Kürzungen 
im Parlament anlässlich der Budgetdebatte. Auch Bundes-
rätin Baume-Schneider musste inzwischen im Parlament 
den Sachverhalt richtigstellen. 

Revidierte SAMW-Richtlinien:  
Scheintote als Organspender?
Die Schweizerische Akademie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW) 
hat ihre revidierten medizinisch-ethischen Richtlinien «Feststellung des Todes 
und vorbereitende medizinische Massnahmen im Hinblick auf eine Organ-
spende» bis zum 19. September 2025 in die Vernehmlassung geschickt. HLI-
Schweiz hat sich mit einer Stellungnahme beteiligt.

Pfr. Dr. Roland Graf

Statt die gesetzeswidrige Organent-
nahme nach Herz-Kreislaufstillstand 
(DCD) zu verbieten, weil das Hirn und 
der Hirnstamm definitiv nicht irrever-
sibel ausgefallen sind, will die SAMW 
den Begriff „permanent“ verwenden, 
um die Fakten zu verschleiern und 
widerspricht damit dem Transplanta-
tionsgesetz. Die SAMW-Richtlinien 

→  �Link zum Artikel 
bei swiss-cath.ch

sind wichtig, weil der Bundesrat sie 
bei der Inkraftsetzung der Transplan-
tationsverordnung automatisch zu 
geltendem Recht erklärt. Unabhängig 
von den SAMW-Richtlinien sollte der 
Bundesrat DCD sofort verbieten, da 
bei DCD scheinbar Toten Organe ent-
nommen werden. Deutschland könn-
te als Vorbild dienen, da DCD dort 

wegen Unsicherheiten bei der Todes-
feststellung verboten ist.
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SAMW: Organspende  
nach Suizidhilfe? Nein, sicher nicht!
Die Schweizerische Akademie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW) hat am 
7. Juli 2025 eine Stellungnahme ihrer Zentralen Ethikkommission (ZEK) zum The-
ma «Organspende nach Suizidhilfe» veröffentlicht. Darin gibt die SAMW zuguns-
ten der Steigerung von Organspenden grundlegende ethische Prinzipien preis.

Pfr. Dr. Roland Graf

In der Stellungnahme der ZEK vom 7. Juli 2025 heisst es, 
dass die SAMW bei der Revision der Richtlinien «Feststel-
lung des Todes im Hinblick auf Organtransplantationen und 
Vorbereitung der Organentnahme» durch eine Umfrage bei 
den Spitälern darauf aufmerksam gemacht wurde, dass die-
se seit einigen Jahren Anfragen von Personen erhalten, die 
nach einem assistierten Suizid ihre Organe spenden wollen. 
Das hinterlässt den Eindruck, als ob die SAMW aus heite-
rem Himmel auf solche Wünsche aufmerksam wurde und 
sich deswegen mit der Thematik faktisch befassen musste. 
Der Journalist Simon Hehli, gab in der NZZ vom 18. Sept. 
2025 auch diese abwegige These zum besten.

HLI-Schweiz sieht das anders, denn es gibt eine Vorge-
schichte. Bereits 2017 wurde im Tages-Anzeiger mit dem 
Titel «Spende nach Freitodbegleitung» auf die damals bereits 
gängige Praxis in Belgien verwiesen. Zu Wort kam u. a. Jürg 
Steiger, damaliger Präsident der ZEK der SAMW: «Es gibt 
kein Gesetz und auch keine Richtlinie, welche die Spende 
nach begleitetem Suizid verbieten würden.» Weshalb dies 
trotzdem nicht praktiziert wurde, lag offenbar daran, dass 
praktisch keine grossen Spitäler in der Schweiz assistierten 
Suizid in ihren Räumlichkeiten zuliessen. Das wäre not-
wendig, damit die Organe genügend schnell entnommen 
werden können, erklärte Prof. Christoph Haberthür, damals 
Vizepräsident der Stiftung Swisstransplant. Gegenüber 
dem Tages-Anzeiger votierte er wörtlich: «Wenn jedoch 
ein grosses Spital den begleiteten Suizid anbieten würde, 
spräche aus meiner Sicht ethisch und rechtlich nichts gegen 
eine Organtransplantation.» Auch anlässlich einer Tagung 
von HLI-Schweiz im Jahr 2018 hatte Prof. Haberthür im 
Podiumsgespräch die Kombination des assistierten Suizi-
des mit der Organspende als Möglichkeit eingebracht und 
umgehend energischen Widerspruch geerntet. Nun hat 
sich Franz Immer, CEO von Swisstransplant, gegenüber der 

NZZ im oben erwähnten Artikel zurückhaltend geäussert, 
wohl wissend, auf welch ethisch brisantes Terrain sich die 
SAMW mit ihrer Stellungnahme begeben hat.

Steigerung transplantierbarer Organe über alles

Die SAMW hat bereits 2017 bewiesen, dass die Ethik nicht 
mehr an erster Stelle steht. Damals wurde eine Vernehmlas-
sung der revidierten ethischen Richtlinien «Feststellung des 
Todes im Hinblick auf Organtransplantationen und Vorberei-
tung der Organentnahme» lanciert. Erst hinterher wurde zur 
Überraschung der Vernehmlassungsteilnehmer die Warte-
zeit nach anhaltendem Herz-Kreislaufstillstand (DCD= Dona-
tion after Cardiocirculatory Death) von zehn auf fünf Minuten 
halbiert. In der Ärztezeitung wurde die revidierte Richtlinie 
vorgestellt, aber die Halbierung dieser Wartezeit verheim-
licht (SÄZ 2017; 98(44): 1447–1448). Das diente dem Zweck, 
frischere Organe entnehmen zu können. Die in der Schweiz 
im Jahr 2023 eingeführte Herzentnahme nach DCD wäre 
ohne diese Halbierung der Wartezeit gar nicht möglich.

Massive Gewissenskonflikte sind  
vorprogrammiert 

Die aktuelle Stellungnahme der ZEK erläutert «rechtliche 
und organisatorische Fragen» und bringt unter dem Punkt 
«Medizin- und berufsethische Herausforderungen» die 
autonomen Entscheidungen zur Organspende und zu Suizi-
dentscheidung zur Sprache. Da ist aber auch die Autonomie 
des medizinischen Personals zu beachten, das gemäss der 
Berufsethik nicht dazu verpflichtet werden kann, sich am 
assistierten Suizid zu beteiligen. Zurecht ortet die Stellung-
nahme der ZEK ein weiteres ethisches Problem: «Ärztin-
nen, Ärzte und andere Gesundheitsfachpersonen müssen 
jedoch auch bei Organspenden nach Suizidhilfe die Freiheit 
haben, aus Gewissensgründen ihre Mitarbeit abzulehnen.»  
Das ist aber noch nicht alles: «Mit der Einführung der Organ-
spende nach Suizidhilfe würde man also de facto akzeptie-
ren, dass ein Spital ein angemessener Ort für die Suizidhilfe 
ist.» Die ZEK nennt das verharmlosend «eine erhebliche 
Herausforderung» für die Spitäler und das Personal. Das ist 
vielmehr eine ungeheure Zumutung, auch für Patienten und 
ihre Angehörigen, die aus den üblichen Gründen im Spital 

Die Schlange gilt in der Medizin als Symbol für Heilkraft, Erneu-
erung, Scharfsinnigkeit und Wachsamkeit. Muss die Bedeutung 
erweitert werden um List, Verführung und Tod?
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sind oder es besuchen! Noch einmal bagatellisierend heisst 
es im Papier: «Die damit einhergehende Medikalisierung 
der Suizidhilfe hat konkrete berufsethische Implikationen, 
aber auch eine sozialethische Dimension. Beide verlangen 
eine vertiefte Reflexion.» Auch mit einer vertieften Reflexi-
on wird diese Angelegenheit keineswegs besser. Ausser-
dem ist zu bedenken: Nicht alle Organempfänger wollen ein 
Organ von einer Person erhalten, die sich das Leben genom-
men hat. Kann man das ausschliessen? Müssen potenzielle 
Organempfänger ihren Widerspruch anmelden, um kein 
solches Organ zu bekommen? Würde sich die Organisation 
Swisstransplant bei der Organzuteilung daran halten?

Das Fazit der ZEK enthält eine offene Drohung: «Es ist 
nicht unwahrscheinlich, dass eine Organspende nach assis-
tiertem Suizid in absehbarer Zukunft in der Schweiz Realität 
wird.» Diese fünfseitige Stellungnahme der ZEK enthält so 
viel Sprengstoff, dass es klüger wäre, dieses Papier umge-
hend im Schredder zu entsorgen, statt eine «breite Debat-
te» loszutreten, die keines der genannten ethischen Proble-
me lösen kann. 

ZEK sollte derzeitige Praxis der DCD verbieten

Die ZEK der SAMW würde sich besser der aktuellen und 
hoch brisanten Frage widmen, ob die derzeit praktizierten 
Organentnahmen nach anhaltendem Herz-Kreislaufstill-
stand (DCD) rechtswidrig sind. Schliesslich ist der Nachweis 
im Tierversuch erbracht worden, dass selbst acht Minuten 
Herzstillstand für den irreversiblen Ausfall der Funktionen 
des Hirns einschliesslich des Hirnstamms, wie es das Trans-
plantationsgesetz in Art. 9 verlangt, nicht ausreichen (Trans-
plantation 2022; 106: 1763–1769.). Im Prinzip wird bei DCD 
Euthanasie praktiziert, denn der Hirntod kann mit der Pseu-
dohirntoddiagnostik der SAMW nicht mit Sicherheit festge-
stellt werden. Die Organentnahme selber bewirkt schliess-
lich den Tod des Organspenders, was klar gesetzeswidrig 
ist. Die Subkommission der ZEK kennt die einschlägige wis-

senschaftliche Literatur. Sie hat diese nicht nur ignoriert, 
sondern empfiehlt in den revidierten Richtlinien sogar die in 
Fachkreisen höchst umstrittene normothermische regionale 
Perfusion nach DCD (S. 6-7).

Bei der Subkommission der ZEK, welche gerade die 
Vernehmlassung ihrer revidierten medizinisch-ethischen 
Richtlinien abgeschlossen hat, müssten sämtliche Mitglie-
der, die mit der Organspende beruflich verbandelt sind, in 
den Ausstand treten und Neurologen zugezogen werden, 
die mit der Organspende beruflich nichts zu tun haben.

Sind Belgien und die Niederlande etwa die 
grossen Vorbilder der ZEK?

Die Gefahr besteht zweifellos – das wird unter dem Punkt 
«soziale Aspekte» kurz ausgeführt – dass es nach einer Ein-
führung der Organentnahme nach assistiertem Suizid nicht 
dabei bleiben würde. Eurotransplant akzeptiert schon seit 
2008 Organe aus Belgien und den Niederlanden, die nach 
Euthanasie (Tötung auf Verlangen) entnommen werden (J 
Med Ethics 2016; 42: 486–489). Die Missachtung der Ethik 
führte dazu, dass in Belgien, den Niederlanden und Kanada 
inzwischen auch Tötung ohne Verlangen praktiziert wird. In 
einer neueren Studie aus den Niederlanden wurden über 
zehn Jahre hinweg (2012-2021) im Durchschnitt 3,6 % aller 
Nieren nach Euthanasie transplantiert (JAMA Surg 2024; 
159: 1347-1353). Inzwischen wurden in Belgien sogar Her-
zen nach Euthanasie transplantiert (Ann Cardiothorac Surg 
2024; 14; 519-521). 

Der ZEK und ihrer Subkommission ist ins Stammbuch zu 
schreiben: Der Zweck (Rettung von Menschenleben durch 
Organspende) heiligt die Mittel (assistierter Suizid und 
Euthanasie) nicht.

News aus der Schweiz
Volksabstimmung über Indi-
vidualbesteuerung kommt

(rg) Die Schweizer Stimmberechtig-
ten werden über das Bundesgesetz 
zur Individualbesteuerung abstimmen 
können. Acht Kantone sind für das 
sog. Kantonsreferendum erforderlich. 
Folgende zehn Kantone haben fristge-
recht das Kantonsreferendum bereits 
beschlossen: Aargau, beide Appen-
zell, Nidwalden, Obwalden, Schwyz, 
St. Gallen, Thurgau, Uri und Wallis.

Die Individualbesteuerung hätte 
die sogenannte Heiratsstrafe abschaf-

fen sollen, also die ungleiche Steuer-
behandlung von verheirateten und 
unverheirateten Paaren. Diese Absicht 
war auf den ersten Blick vernünftig.  
Doch das Parlament machte daraus 
ein Bürokratiemonster. Die Reform 
ist nicht sozial, sondern asozial her-
ausgekommen. Benachteiligt würden 
vor allem traditionelle Familien mit 
Kindern, aber auch Rentnerpaare 
und der Mittelstand. Die Umstellung 
würde ausserdem auf einen Schlag 
1,7 Millionen neue Steuererklärungen 
auslösen, weil neu jede Person eine 
Steuererklärung ausfüllen müsste. 

Diese müssten alle bearbeitet, kont-
rolliert und im Bereich des Vermö-
gens parallel angeschaut werden. Das 
würde über 1700 neue Steuerbeamte 
benötigen. Ein überparteiliches Komi-
tee, bestehend aus SVP, Mitte, EVP 
und EDU, hat Anfang Juli das Refe-
rendum gegen die Individualbesteu-
erung ergriffen. Die Frist endete am  
9. Oktober.

Bisher gab es nur ein Kantons-
referendum in der Schweiz: 2003 
ergriffen elf Kantone das Referendum 
gegen ein Steuerpaket, das das Volk 
2004 mit 65,9 Prozent ablehnte.

→   �Dieses Artikel wurde aktualisiert. Er erschien zuerst 
am 9. Juli 2025 bei swiss-cath.ch



Agenda 2025
Gebetsprozessionen in Zürich

9.30 Uhr Hl. Messe in der Pfarrkirche St. Anton, Zürich, 
Neptunstrasse 70, beim Kreuzplatz. In der Regel fin-
det der Gottesdienst in der Krypta statt, bitte allfällige 
Hinweise beachten, danach eucharistische Anbetung 
und Prozession zur Frauenklinik des Unispitals Zürich, 
Schluss ca. 11.50 Uhr.

	 29. November 2025
	
Gebetsprozessionen in Tübach (SG) 
ACHTUNG, Ablauf des Programms ist neu

ab 7:00 Uhr stille eucharistische Anbetung, 7.30 Uhr 
Hl. Messe in der Klosterkirche, danach Rosenkranz 
und Beichtgelegenheit, ca. 9:00 eucharistischer Segen, 
danach – falls genügend Leute mitmachen – Fahrt nach 
St. Gallen und Prozession zur Frauenklinik des Kantons-
spitals, Schluss ca. 11:00 Uhr. Tübach SG, Kloster St. 
Scholastika, Schulstrasse 38.

	 15. November 2025	   6. Dezember 2025
	
Gebetsprozessionen in St. Margarethen (TG) 
ACHTUNG, neuer Veranstaltungsort

9.30 Uhr Hl. Messe in der Kapelle Stiftung Mission 
Maria, Sedel 5, St. Margrethen (TG), danach Prozession 
um das kantonale Spital in Wil, Schluss ca. 11.50 Uhr.

	 25. Oktober 2025	 20. Dezember 2025
	 29. November 2025
	
Gebetsprozessionen in Bern, ital. Mission (BE)

9.30 Uhr Hl. Messe in der italienischen Mission, Bovet-
strasse 1, Bern, je nach Bewilligung der Stadtpolizei mit 
oder ohne Prozession, Schluss: 11.45 Uhr.

	 18. Oktober 2025	 13. Dezember 2025
	 22. November 2025

	

Auskünfte zu allen Gebetsprozessionen

HLI-Schweiz, Tel. 041 710 28 48. Alle Daten und ein 
Übersichtsblatt finden Sie unter www.human-life.ch. 
Gerne senden wir Ihnen auch ein Flugblatt mit allen 
Daten des jeweils gewünschten Ortes zu.

Am 3. Oktober ist Kaplan Albert Müller leider verstorben. Er hat 
die Gebetsprozessionen in Bern, St. Gallen und Wil organisiert. 
Gott möge ihm seinen unermüdlichen Einsatz für den Lebens-
schutz reichlich vergelten!
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Weitere Gebetsveranstaltungen

Engelberg (OW): Kapelle des St. Josefshaus,  
Mühlegraben 2, jeden Montag um 18:00 Uhr.  
Gebet für die Kinder vor der Geburt und ihre Eltern.  
Auskunft: Sr. Verena Matter, Tel. 079 456 55 85

Dagmersellen (LU): Ölbergkapelle (Dorfzentrum –  
bei Drogerie Schlumpf Richtung Kreuzberg – auf  
Kreuzbergstrasse bis Waldrand), Kreuzweg der  
Ungeborenen, jeden letzten Mittwoch im Monat.  
Beginn:	 Sommerzeit um 16:00 Uhr  
	 Winterzeit um 15:00 Uhr
Auskunft: 	 Urs und Trudy Meier, Tel. 062 756 28 22

Kurse für natürliche Empfängnisregelung 
(jederzeit aktualisiert unter www.iner.org)

Bern	 Infoabend symptothermale Methode 
Termin	 Dienstag, 11.11.2025, 20:15 – 21:00 
Veranstalter/	 natürlich lieben  
Auskunft:	 Der Infoabend findet online statt.  
	 Weitere Infos und Anmeldung auf  
	 www.natuerlichlieben.ch, Bettina Jans- 
	 Troxler, info@natuerlichlieben.ch
Besonderes:	 Teilnahme kostenlos. Link wird nach der 
	 Anmeldung zugestellt.

Bern	 Dreiteiliger Online-Grundkurs  
	 Natürliche Empfängnisregelung 
Termine	 G1 - Dienstag, 02.12.2025, 19:30 - 22:00 
	 G2 - Dienstag, 13.01.2026, 20:00 - 22:00 
	 G3 - Dienstag, 17.02.2026, 20:00 - 22:00 
Veranstalter/	 natürlich lieben 
Auskunft:	 siehe oben Angaben Infoabend
Kursgeld:	 CHF 250.–/Paar, CHF 200.–/Einzelperson
	 inkl. weitere Begleitung und Beratungs- 
	 angebot sechs bis zwölf Monate später.
	 Vergünstigungen auf Anfrage

Fortlaufend neue Kurse, auch online. Details dazu unter: 
https://iner.org/de/erlernen/kurse/schweiz.html

Mitteilung
Leider ist es uns aus finanziellen Gründen dieses Jahr 
nicht möglich, eine HLI-Jahrestagung durchzufüh-
ren. Wir haben recht viel Ressourcen in eine Studie 
gesteckt, welche sich mit dem Rückgang der Gebur-
tenrate ab Einführung der Covid-19-Impfung befasst. 
Zudem sind die Spenden tendenziell rückläufig.


